Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1087 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 8. Mai 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Auf das Schreiben vom 30. April 1959 beehre ich mich mit- 
zuteilen, daß der Bundesrat in seiner 205. Sitzung am 8. Mai 
1959 einstimmig beschlossen hat, gegen das vom Deutschen 
Bundestag am 19. Februar 1959 verabschiedete 

Gesetz über eine Betriebszählung in derLand- 
und Forstwirtschaft (Landwirtschaftszählung 

1959) 

— Drucksachen 687, 848, 904, 995 — 

gemäß Artikel 77 Abs. 3 des Grundgesetzes mit folgender Be- 
gründung Einspruch einzulegen; 

Begründung 

Es handelt sich um die erste der in den Jahren 1959 bis 1962 
vorgesehenen Großzählungen, die die Länder mit 89 Mio DM 
und die Gemeinden mit 24 Mio DM belasten werden. Diese 
Beträge treten zu den laufenden Ausgaben der Statistischen 
Ämter der Länder in Höhe von rd. 41 Mio DM hinzu. Nach ein- 
helliger Auffassung, der sich auch der Vermittlungsausschuß 
in seiner Sitzung am 10. April 1959 mit großer Mehrheit ange- 
schlossen hatte, ist der Bund gemäß Artikel 106 Abs. 5 GG 
verpflichtet, sich an den durch das Landwirtschaftszählungs- 
gesetz den Ländern entstehenden zusätzlichen Ausgaben zu 
beteiligen. Der Bundestag lehnte einen vom Bundesrat gemach- 
ten und vom Vermittlungsausschuß übernommenen Vorschlag 
auf Anregung des Abgeordneten Dr. Dollinger ab, obwohl der 
Rechtsausschuß des Bundestages in seiner Sitzung am 29. Ja- 
nuar 1959 diesen Vorschlag für verfassungsmäßig erklärt hatte. 
Nachdem mit dem ablehnenden Beschluß des Bundestages die 
ursprüngliche Fassung der Regierungsvorlage wiederherge- 
stellt ist, sieht sich der Bundesrat zur Vermeidung der oben 
geschilderten unzumutbaren finanziellen Belastungen gezwun- 
gen, gegen das Gesetz Einspruch gemäß Artikel 77 Abs. 3 GG 
einzulegen. 

Max Brauer 

Vizepräsident 
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